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Gemeinde Fehrbellin

Bebauungsplan Nr. 16
Gewerbepark 2.0 "Ländchen Bellin"

RRB

§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB

§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB

A 4
§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

H

§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGBVerkehrsflächen

Grünflächen

Grünfläche
ö = öffentlich

§ 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 BauGB

Darstellungen der Plangrundlage

Flurstücksnummer

Flurstücksgrenze

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs 
des Bebauungsplans

§ 9 Abs. 7 BauGB

Sonstige Planzeichen

Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung
Land- und Forstweg
ö = öffentlich

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen
für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Natur und Landschaft

§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 BauGB

Baugrenze

Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche

Art der baulichen Nutzung

GE

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB

§ 8 BauNVO

§ 23 Abs. 3 BauNVO

Maß der baulichen Nutzung
Nutzungsschablone

Art der baulichen Nutzung
§ 8 BauNVO

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

Grundflächenzahl
GRZ

§ 17 BauNVO

Gewerbegebiet

Höhe baulicher Anlagen
über Bezugshöhe 42,0 m NHN

§ 18 BauNVO

Planzeichenerklärung

Geräuschkontigentierung nach DIN 45691
Richtungssektoren mit Zusatzkontingenten L(EK),zus,T / L(EK),zus,N *

Abgrenzung Richtungssektoren

Sektor A,B,C,D,E

* Übernahme HOFFMANN-LEICHTER Ingenieurgesellschaft mbH,
Schalltechnische Untersuchung, Stand: 02.04.2025.

Emissionskontigente L
gem. DIN 45691

in dB (A) / m² Tag / Nacht

EK

Fläche des Geltungsbereichs

Geh-, Fahr- und Leitungsrecht
a = zugunsten Ver- und Entsorger

Regenrückhaltebecken

Umgrenzung von Flächen und Bindungen für
Bepflanzungen und für die Erhaltung von 
Bäumen Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen

Nachrichtliche Übernahmen (§ 9 Abs. 6 BauGB)

Anbauverbotszone (40 m)

Anbaubeschränkungszone (100 m)

Anbauverbote/-beschränkungen § 9 Abs. 1, 2 FStrG

Bebauungsplan Gewerbepark "Ländchen - Bellin" 1. Entwicklungsabschnitt (1993)

§ 9 Abs. 7 BauGB

§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB

Erhaltung Baum

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen

Neupflanzung Baum (nicht standortkonkret)

Maßnahmenfläche i.S.d. Eingriffsregelung
nach der Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung

Straßenverkehrsfläche
ö = öffentlich

Waldfläche

Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung 
und Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen;
Anlagen, Einrichtungen und sonstige Maßnahmen, die
dem Klimawandel entgegen wirken

§ 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 BauGB

Anlagen und Einrichtungen für Abwasser
Zweckbestimmung: Schmutzwasserpumpwerk

Anlagen und Einrichtungen für Elektrizität
Zweckbestimmung: Schaltanlage

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Natur und Landschaft

Bushaltestelle

Achtungsabstände Störfall

Abstandsklasse I (200 m)

Abstandsklasse II (500 m)

§ 3 Abs. 5c BImSchG

Sicherheitsabstand Störfall

Abstand 320 m zum Betriebsbereich Gemarkung
Fehrbellin, Flur 9, Flurstücke 90/1 und 140

§ 3 Abs. 5c BImSchG

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung von
Baugebieten oder Abgrenzung des Maßes der
baulichen Nutzung innerhalb eines Baugebietes

§ 1 Abs. 4, § 16 Abs. 5 BauNVO

Flurgrenze

Gemarkungsgrenze

Lagesystem:

Flur:

Kartengrundlage:

Gemarkung:

Maßstab:

Tarmow
2, 3, 4, 103
1 : 2.000

Liegenschaftskarte
des Katasteramtes:

© GeoBasis-DE/LGB (2026), 
dl-de/by-2-0

Vermessungsbüro Heinzgen
Rhinstraße 4b
16833 Fehrbellin

Vermessung:

Höhenbezugssystem:

Stand:

Stand der Planungsunterlage: 06/2026

DHHN 2016
ETRS 89 (2016)
04/2021
Aktualisierung 08/2024

Bei der Genehmigung von Betrieben sind die sich aus § 15 BauNVO ergebenden Anforderungen in Bezug auf 
schutzbedürftige Nutzungen nach § 3 Abs. 5d und § 23 BImSchG zu beachten. Das betrifft Betriebsbereiche 
gem. § 3 Abs. 5a BImSchG bzw. Störfallbetriebe i.S.d. 12. BImSchV sowie die Anzeigepflicht der Betreiber in 
Bezug auf relevante gelagerte Stoffe in Art und Menge. 

Die Leitfäden und Merkblätter der KAS - Kommission für Anlagensicherheit - insbesondere der Leitfaden KAS-18 
„Empfehlungen für Abstände zwischen Betriebsbereichen nach der Störfallverordnung und schutzbedürftigen 
Gebieten im Rahmen der Bauleitplanung - Umsetzung § 50 BImSchG“ mit der Anlage 1 - Abstandsklassen - sind zu 
beachten und einzuhalten.

Auf die Anzeigepflicht des Betreibers gemäß § 23a BImSchG wird hingewiesen. Die Prüfung und die Entscheidung 
über die Zulässigkeit eines konkreten Vorhabens erfolgt durch die zuständige Bauaufsichtsbehörde in Zusammen-
arbeit mit der zuständigen Immissionsschutzbehörde auf der Ebene des Genehmigungsverfahrens gemäß
§ 23b BImSchG nach Ermittlung und Würdigung des Sachverhalts im Einzelfall. 

Bei allen bodeneingreifenden Arbeiten ist die „Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung - BBodSchV“ vom 
09.07.2021 (BGBl. I S. 2598, 2716)“ zu beachten.

Für den Geltungsbereich sind im Altlasten- u. Bodenschutzkataster des Landkreises Ostprignitz-Ruppin keine Altlasten-
verdachts- bzw. Altlastenflächen registriert. Das bedeutet, dass aus bodenschutzrechtlicher Sicht kein Verdacht auf 
schädliche Bodenveränderungen oder sonstige von den Grundstücken ausgehende Gefahren für den Einzelnen oder 
die Allgemeinheit besteht. Dennoch kann das Vorhandensein von Vergrabungen oder umweltgefährdenden Stoffen
nicht (gänzlich) ausgeschlossen werden. 

Sollten bei Bodenuntersuchungen, chemischen Analysen u.a. Hinweise auf schädliche Bodenveränderungen oder Alt-
lasten (Auftreten von Fremdstoffen, Auffälligkeiten durch Farbe und / oder Geruch) festgestellt werden, ist das Umwelt-
amt (hier: untere Bodenschutzbehörde) vor Beginn weiterer Maßnahmen unverzüglich und unaufgefordert zu informieren. 
Treten diese Hinweise während der vorgesehenen Erdarbeiten auf, sind die Arbeiten in dem betroffenen Bereich 
sofort einzustellen.

Die Baumschutzverordnung Ostprignitz-Ruppin - BaumSchVO OPR (rechtskräftig am  01.01.2011) ist anzuwenden.

Die der Planung zu Grunde liegenden Gutachten und Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse, 
DIN-Vorschriften) können bei der Gemeindeverwaltung Fehrbellin, Johann-Sebastian-Bach-Straße 6, 
16833 Fehrbellin eingesehen werden.

Gemäß § 9 Abs. 2 i.V.m. Abs. 5 FStrG bedürfen bauliche Anlagen, auch bauordnungsrechtlich genehmigungs-
freie Vorhaben, der Zustimmung / Genehmigung des Fernstraßen-Bundesamtes, wenn sie längs der 
Bundesautobahnen in einer Entfernung von bis zu 100 Meter, gemessen vom äußeren befestigten 
Rand der Fahrbahn, errichtet, erheblich geändert oder anders genutzt werden. 

Planungsrechtlich zulässige Bauanträge für konkrete Bauvorhaben sind dem Fernstraßen-Bundesamt, Referat S1 - 
Straßenrecht und Straßenverkehrsrecht, Friedrich-Ebert-Straße 72-78, 04109 Leipzig, vorzulegen. 

Die Errichtung von Werbeanlagen unterliegt in jedem Einzelfall der straßenverkehrsrechtlichen Genehmigung 
durch das Fernstraßen-Bundesamt. Dies gilt auch in der Bauphase. 

Gemäß § 11 Abs. 2 FStrG dürfen Anpflanzungen, Zäune und andere mit dem Grundstück nicht fest verbundene 
Einrichtungen nicht angelegt werden, wenn sie die Verkehrssicherheit beeinträchtigen.

Die Vorgaben zum allgemeinen und besonderen Artenschutz gemäß § 39 und 44 BNatSchG sind zu 
berücksichtigen.

In Verbindung mit Baufeldfreimachungen, Fällungen, Gebäudesanierung oder - abbruch sind im Vorfeld der 
Arbeiten Gehölze und Gebäude einschließlich Keller auf Brut-, Nist- und Lebensstätten (Vögel, Fledermäuse) 
zu überprüfen. Das Ergebnis ist der Unteren Naturschutzbehörde mitzuteilen und die weitere Vorgehensweise 
abzustimmen. Im Falle des Auffindens von Nist- und Lebensstätten ist entsprechender Ersatz zu leisten.

Als vorgezogene Ausgleichsmaßnehme (A     1) für die mögliche Verdrängung von Revieren der Feldlerche (Alauda
arvensis) im Geltungsbereich und zur Sicherung der ökologischen Funktion der Fortpflanzungsstätten sind folgende
Maßnahmen durchzuführen: Auf den Flurstücken 592, 593 und 594 (Flur 103, Gemarkung Tarmow) sind auf einer 
Ackerfläche Brachestreifen mit einer Fläche von insgesamt ca. 1 ha insgesamt 20 Lerchenfenster mit einer Größe von 
jeweils mindestens 20 m² anzulegen. Die Maßnahmen sind spätestens bis zum Beginn der auf die Baufeldfreimachung
folgenden Brutzeit (15. Mai) herzustellen.

Die Lerchenfenster sind jährlich im Zeitraum vom 15. März bis zum 15. August frei von Aufwuchs durch Feldfrüchte zu
halten. Die Anlage der Lerchenfenster hat ohne Herbizideinsatz ausschließlich durch Aussetzen bzw. Anheben der
Sämaschine zu erfolgen. 

Die Maßnahme ist einem Brutvogel-Monitoring wie folgt zu unterziehen:
Innerhalb der ersten fünf Entwicklungsjahre ist im 1., 3. und 5. Jahr eine Strukturkontrolle und eine Revierkartierung
des Besatzes mittels drei Begehungen zwischen Anfang April und Ende Juni durchzuführen.

Der Geltungsbereich befindet sich teilweise innerhalb des angemessenen Sicherheitsabstands nach § 3 Abs. 5c 
BImSchG um das gesamte Anlagengelände des Betriebsbereichs gemäß § 3 Abs. 5a BImSchG der BAT Agrar GmbH 
& Co. KG (LAI „Hinweise und Definitionen zum angemessenen Sicherheitsabstand“ i.d.F.v. 13.09.2022). 
Der Betriebsbereich beinhaltet die Grundstücke der Gemarkung Fehrbellin, Flur 9, Flurstücke 91/1 und 140. Der ange-
messene Sicherheitsabstand um das Anlagengelände beträgt 320 m; ausgehend von den Außengrenzen der genann-
ten Flurstücke wurde er nachrichtlich in die Planzeichnung übernommen.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt östlich des Verkehrslandeplatzes Fehrbellin. Er befindet sich außerhalb 
des 1,5 km Halbmessers, jedoch innerhalb des 4 km Halbmessers um den Flugplatzbezugspunkt und damit innerhalb
 der äußeren Hindernisbegrenzungsfläche sowie innerhalb des südöstlichen An- u. Abflugsektors des Verkehrslande-
platzes Fehrbellin.

Gemäß § 17 S. 1 Nr. 2 LuftVG darf die zuständige Behörde die Baugenehmigung im Umkreis bis 1,5 km um den Flug-
platzbezugspunkt nur mit Zustimmung der Landesluftfahrtbehörde erteilen. Im weiteren Umkreis ist die Zustimmung der 
Landesluftfahrtbehörde erforderlich, sofern die zu errichtenden baulichen und sonstigen temporären oder permanenten 
Anlagen oder Geräte eine Höhe von 25,0 m über Flugplatzbezugspunkt (das entspricht 66,25 m NHN) überschreiten 
sollen. 

Für Bäume, Freileitungen, Masten, Dämme, andere Anlagen und Geräte (temporäre Luftfahrthindernisse wie Kräne, 
Bagger usw.) gelten gemäß § 15 LuftVG die §§ 12 bis 14 LuftVG sinngemäß, d.h. deren Errichtung bedarf gleichfalls der 
Genehmigung der Landesluftfahrtbehörde.

Zustimmungen und Genehmigungen der Landesluftfahrtbehörde, im Umkreis von 1,5 km um den Flugplatzbezugspunkt 
und bei Überschreitung festgesetzter Höhen in den anderen Bereichen, ergehen jeweils im Einzelfall und auf Grundlage
der Stellungnahme der Flugsicherungsorganisationen (§ 31 Absatz 2 Nr. 7 LuftVG).“

Gegebenenfalls erteilte Auflagen (z.B. die Kennzeichnung als Luftfahrthindernis) sind einzuhalten.

Sollten bei Erdarbeiten Bodendenkmale, wie Steinsetzungen, Mauerwerk, Erdverfärbungen, Holzpfähle oder -bohlen,
Tonscherben, Metallsachen, Münzen, Knochen u.ä. entdeckt werden, sind diese unverzüglich dem BLDAM, Abt. Boden-
denkmalpflege, und der unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises anzuzeigen (§ 11 Abs. 1, 2 BbgDSchG). 
Die entdeckten Bodendenkmale und die Entdeckungsstätte sind bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige in un-
verändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung zu schützen 
(§ 11 Abs. 3 BbgDSchG).

Weitere Vorschriften des Brandenburgischen Denkmalschutzgesetzes sind zu beachten.

Gemäß § 23 Abs. 1 LWaldG ist das Anzünden oder Unterhalten eines Feuers oder der Umgang mit brennenden oder 
glimmenden Gegenständen sowie das Rauchen im Wald oder in einem Abstand von weniger als 50 m zum Wald ver-
boten. Das betrifft auch Kamine über Feuerstellen.

Ausgenommen von diesen Verboten sind gemäß § 23 Abs. 1 Nr. 3 LWaldG u.a. Nutzungsberechtigte auf Ihren Grund-
stücken, sofern der Abstand des Feuers zum Wald mindestens 30 m beträgt. Sie haben ausreichende vorbeugende 
Brandschutzmaßnahmen zu ergreifen. Bei Waldbrandgefahrenstufe 4 und 5 gilt das Verbot gemäß § 23 Abs. 2 LWaldG 
auch für den in § 23 Abs. 1 Nr. 1-3 genannten Personenkreis.

Des Weiteren sind die Vorschriften des Waldgesetzes des Landes Brandenburg, insbesondere die § 20 (Vorbeugender 
Waldbrandschutz) und § 24 (Waldverschmutzung) zu beachten.

CEF

II     Hinweise

1. Einsehbarkeit Rechtsgrundlagen

2.1 Betriebsbereiche gem. § 3 Abs. 5a BImSchG innerhalb des Geltungsbereichs

3. Anbauverbote / Anbaubeschränkungen entlang von Autobahnen

4. Luftverkehr

8. Gehölzschutz

9. Vermeidung im Sinne des Artenschutzes

10. Artenschutzmaßnahme für die Feldlerche außerhalb des Geltungsbereichs (A    1)

2.2 Betriebsbereiche gem. § 3 Abs. 5a BImSchG außerhalb des Geltungsbereichs

5. Boden und Altlasten

6. Archäologische Denkmale

7. Hinweis zum Brandschutz in Bezug auf Wald 

CEF

Rechtsgrundlagen
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt
geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22.12.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348).

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBI I S. 3786), zuletzt geändert durch Gesetz vom 03.07.2023
(BGBI. I S. 176).

Verordnung über die Ausarbeitung von Bauleitplänen und die Darstellung des Planinhalts
(Planzeichenverordnung - PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 6
des Gesetzes vom 12.08.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189).

Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15.11.2018 
(GVBl.I/18, Nr. 39), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28.09.2023 (GVBl.I/23, Nr. 18).

Hauptsatzung der Gemeinde Fehrbellin, beschlossen am 29.08.2024, in Kraft getreten am 01.11.2024.

I   Planungsrechtliche Festsetzungen

Teilfläche L(EK),Tag in dB/m² L(EK),Nacht in dB/m² 
GE 1
GE 2
GE 3

61
63
63

44
49
49

1.   Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 BauGB i.V.m. §§ 1, 8 und 14 bis 19 BauNVO)
1.1      Im Geltungsbereich des Bebauungsplans werden die Gewerbegebiete GE 1, GE 2 und GE 3 gemäß § 8 BauNVO
           festgesetzt. Gewerbegebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich belästigenden
           Gewerbebetrieben.

1.1.1   Allgemein zulässig sind gemäß § 8 Abs. 2 BauNVO:
          - Nr. 1 Gewerbebetriebe aller Art einschließlich Anlagen zur Erzeugung von Strom oder Wärme aus solarer 
            Strahlungsenergie, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe
          - Nr. 2 Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude
          - Nr. 3 Tankstellen.

          Anlagen zur Erzeugung von Strom oder Wärme aus solarer Strahlungsenergie (Photovoltaik-, Solarthermie-
          anlagen) sind dabei gemäß § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO nur auf oder an Gebäuden (Dächer, Fassade) zulässig.

1.1.2   Die gemäß § 8 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO allgemein zulässige Nutzung „Anlagen für sportliche Zwecke“ ist gemäß
           § 1 Abs. 5 BauNVO nur ausnahmsweise zulässig. Ausnahmevoraussetzung ist, dass die Sportanlage einem
          ansässigen Gewerbebetrieb zugeordnet ist und der Sport innerhalb eines Gebäudes stattfindet.

1.1.3   Die gemäß § 8 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO allgemein zulässigen Einzelhandelsbetriebe sind gemäß § 1 Abs. 9 BauNVO
           nur ausnahmsweise zulässig. Ausnahmsweise zulässig sind Versorgungs- und Einzelhandelseinrichtungen,
           die erkennbar in unmittelbarem räumlichen und betrieblichen Zusammenhang mit einem ansässigen Gewerbe-
           betrieb stehen, diesem untergeordnet sind und nicht mehr als 10 v.H. der mit dem Betriebsgebäude überbauten
           Fläche einnehmen.

1.1.4   Die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen gemäß § 8 Abs. 3 BauNVO:
           - Nr. 1 Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die
             dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind
           - Nr. 2 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke
           - Nr. 3 Vergnügungsstätten 
           werden gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplans.

1.1.5   Die gemäß § 8 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO allgemein zulässige Nutzung „Anlagen zur Erzeugung von Strom oder
           Wärme aus Windenergie“ ist gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO nicht zulässig.

2.   Maß der baulichen Nutzung (§ 9 BauGB i.V.m. §§ 16 bis 19 BauNVO)
2.1      Die im Planteil A festgesetzte Höhenbegrenzung für bauliche Anlagen kann auf bis zu 30% der Gebäudefläche
           ausnahmsweise um bis zu 5,0 m durch technisch erforderliche Bauteile, die baulich untergeordnet sind (z.B.
           Masten, Ablufteinrichtungen, Kräne), überschritten werden. Das gilt nicht für Anlagen zur Energieversorgung.

2.2      Die im Planteil A festgesetzte Höhenbegrenzung darf durch Dachaufbauten zur Energieversorgung (z.B. Photo-
           voltaikanlagen) um bis zu 2,5 m überschritten werden.

3.   Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m.
      §§ 1, 12, 14, 16 und 23 BauNVO)
3.1      Werbeanlagen sind nur auf den Baugrundstücken zulässig, denen sie zugeordnet sind. Werbeanlagen sind auf
           Flächen, die im Bebauungsplan als Grünflächen, Pflanzgebotsflächen oder Verkehrsflächen dargestellt sind,
           unzulässig.

3.2      Die Errichtung von Einfriedungen bis 2,5 m über Geländeoberkante ist außerhalb der Baugrenzen zulässig.
           Das trifft nicht für die Anbauverbotszone entlang der BAB 24 zu. 

4.   Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen und
      sonstigen Gefahren i.S.d. BImSchG (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)
4.1      Im Gewerbegebiet sind auf den Teilflächen GE 1, GE 2 und GE 3 nur Betriebe und Anlagen zulässig, deren
           Geräusche die in der folgenden Tabelle angegebenen Emissionskontingente L(EK) nach DIN 45691: 2006-12,
           „Geräuschkontingentierung“ weder tags (06:00 - 22:00 Uhr) noch nachts (22:00 - 06:00 Uhr) überschreiten:

Zum Schutz vor Straßenverkehrslärm, ausgehend von der BAB 24, müssen im GE 3 in Gebäuden schutz-
bedürftige Räume (z.B. Büroräume) mit den notwendigen Fenstern zu der von der BAB 24 abgewandten 
Gebäudeseite orientiert sein.
Bei schutzbedürftigen Räumen mit Fenstern zur BAB 24, die nicht über mindestens ein Fenster zur
straßenabgewandten Gebäudeseite verfügen, sind die lüftungstechnischen Anforderungen für die schutz-
bedürftigen Räume durch den Einsatz von schallgedämmten Lüftern in allen Bereichen mit Nacht-Beurteil-
ungspegeln ≥ 50 dB(A) zu berücksichtigen oder es müssen im Hinblick auf Schallschutz und Belüftung gleich-
wertige Maßnahmen bautechnischer Art durchgeführt werden. 

4.2

Zum Schutz vor Straßenverkehrslärm müssen bei Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von
baulichen Anlagen die Außenbauteile schutzbedürftiger Aufenthaltsräume der Gebäude im Geltungsbereich 
des Bebauungsplans ein bewertetes Gesamt-Bauschalldämm-Maß (R‘       ) aufweisen,
das nach folgender Gleichung gemäß DIN 4109-1 (2018-01) zu ermitteln ist:
R’                    = L  – K
mit L                = maßgeblicher Außenlärmpegel
mit K                = 35 dB für Büroräume und Ähnliches.

Die Ermittlung des maßgeblichen Außenlärmpegels L   erfolgt hierbei entsprechend Abschnitt 4.4.5.3 
gemäß DIN 4109-2 (2018-01). Dabei sind die lüftungstechnischen Anforderungen für die Aufenthaltsräume 
durch den Einsatz von schallgedämmten Lüftern in allen Bereichen mit nächtlichen Beurteilungspegeln 
≥ 50 dB(A) zu berücksichtigen.
Der Nachweis der Erfüllung der Anforderungen ist im Baugenehmigungsverfahren zu erbringen. 
Dabei sind im Schallschutznachweis insbesondere die nach DIN 4109-2 (2018-01) geforderten 
Sicherheitsbeiwerte zwingend zu beachten.
Die zugrunde zu legenden maßgeblichen Außenlärmpegel (L  ) sind aus den ermittelten Beurteilungspegeln 
des Schallgutachtens von HOFFMANN-LEICHTER Ingenieurgesellschaft mbH vom 02.04.2025 abzuleiten,
welches Bestandteil der Satzungsunterlagen ist.
Von diesen Werten kann abgewichen werden, wenn nachgewiesen wird, dass die im Schallgutachten 
zugrunde gelegten Ausgangsdaten nicht mehr zutreffend sind.

4.3

w,ges

w,ges
A

A

A

Raumart

Raumart

Im gesamten Geltungsbereich sind Betriebsbereiche i.S.d. § 3 Abs. 5a BImSchG, die den Abstandsklassen 
III und IV der Anlage 1 der KAS-18 zuzuordnen sind, nicht zulässig. 
Ist die Entfernung zu benachbarten Schutzobjekten nach § 3 Abs. 5d BImSchG  i.S.d. § 50 BImSchG kleiner
als die Abstandsempfehlung für Bauleitplanung ohne Detailkenntnisse gemäß Anlage 1 der KAS-18, ist eine
Einzelfallbetrachtung notwendig. 
Ausnahmsweise können Betriebsbereiche i.S.d. § 3 Abs. 5a BImSchG zugelassen werden, wenn nachgewiesen
wird, dass unter Anwendung baulicher oder technischer Maßnahmen ein geringerer Abstand zu benachbarten
Schutzobjekten nach § 3 Abs. 5d BIm-SchG, der gemäß Anlage 1 der KAS-18 empfohlen wird, ausreichend ist. 

4.4

Richtungssektor und mögliche Zusatzkontingente in dB
Bezugspunkt Z im UTM-System (350957,84; 5851438,22)

Richtungssektor L(EK) zus. Tag L(EK) zus. Nachtvon bis
A
B
C
D

0,0
105,0
270,0
308,0

105,0
270,0
308,0
323,0

11
16
12
0

9
14
12
0

Für die im Bebauungsplan dargestellten Richtungssektoren A bis E erhöhen sich die Emissionskontingente
L(EK) um folgende Zusatzkontingente für Tag und Nacht:

Die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit des Betriebs oder der Anlage erfolgt nach 
DIN 45691: 2006-12, Abschnitt 5, wobei in den Gleichungen (6) und (7) für in den Richtungssektoren 
A bis D liegende Immissionsorte das Emissionskontingent L(EK) der einzelnen Teilflächen durch
L(EK) + L(EK) zus. zu ersetzen ist.

E 323,0 0,0 3 2

Auf der Grundlage des § 9 Abs. 2c BauGB sind innerhalb des im Planteil A nachrichtlich eingezeichneten
angemessenen Sicherheitsabstands gemäß § 3 Abs. 5c BImSchG um das Anlagengelände eines Betriebs-
bereichs gemäß § 3 Abs. 5a BImSchG herum Schutzobjekte nach LAI „Hinweise und Definitionen zum
angemessenen Sicherheitsabstand gemäß § 3 Abs. 5c BImSchG“ i.d.F.v. 13.09.2022 nicht zulässig. 

4.5

A

5.   Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
      (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)
5.1      Innerhalb der Maßnahmenflächen A 3.1 bis A 3.4 sind die Intensivackerflächen auf ca. 4,38 ha als Extensiv-
           grünland zu entwickeln. Die Flächen sind der Selbstbegrünung zu überlassen. Auf eine Ansaat ist zu verzichten. 
           Die Fläche ist extensiv zu pflegen und 1- bis 2-mal pro Jahr zu mähen. Die Mahdgänge haben zwischen Mitte 
           Juli und Ende September zu erfolgen. Das Mahdgut ist abzutragen. 

5.2      Innerhalb der Maßnahmenfläche A 4 ist die Ruderalfläche als Extensivgrünland auf ca. 2,80 ha zu entwickeln.
           Sukzessiv aufkommende Gehölze sind zu entfernen. Die Fläche ist extensiv zu pflegen und 1- bis 2-mal jährlich
           zu mähen. Das Mahdgut ist abzutragen. Alternativ ist eine Beweidung mit Schafen zulässig. 
           Diese hat ohne Pferch zu erfolgen.

5.3      Im Bereich der Grünflächen mit der Zweckbestimmung ‚Regenrückhaltebecken‘ dürfen bauliche Anlagen einen
           Flächenanteil von 20 v. H. nicht überschreiten.
           Der Uferbereich der Regenrückhaltebecken ist mit einer Böschungsneigung zwischen 1:3 und 1:10 anzulegen.
           Die Verwendung künstlicher Dichtungsschichten ist nicht zulässig. Die Böschungsbereiche sowie Grünflächen
           sind extensiv zu pflegen und 2- bis 3-mal pro Jahr zu mähen. Die Mahdgänge haben zwischen Mitte Juli und
           Mitte März zu erfolgen. Das Mahdgut ist abzutragen.
           Entschlammungen sind zwischen dem 01. September und dem 01. Oktober durchzuführen.

5.4      In den Gewerbegebietsflächen sind die Dachflächen der Büroaufbauten außerhalb der Hallenkonstruktion mit
           einer durchwurzelbaren Substratschicht von mind. 15 cm Dicke anzudecken und extensiv zu begrünen.
           Zu verwenden ist heimisches standortgerechtes Saatgut entsprechend der Pflanzliste 5 der Eingriffs-/ 
           Ausgleichsbilanzierung. Dabei gelten für die einzelnen Gewerbegebiete folgende Mindestvorgaben für die zu
           begrünenden Dachflächen: 
           - GE 1: 750 m² 
           - GE 2: 1.500 m² 
           - GE 3: 1.500 m² 
           Diese Flächen dürfen nicht mit PV-Anlagen überbaut werden.

6.   Maßnahmen zur Anpflanzung und zur Erhaltung von Bäumen und Sträuchern und 
      sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)
6.1      Innerhalb der Maßnahmenfläche A 1 ist auf einer Gesamtfläche von ca. 1,02 ha mit einer Breite von ca. 35 m 
           eine artenreiche Blühwiese einzusäen. Zu verwenden ist heimisches standortgerechtes Saatgut gemäß Pflanz-
           liste 1 der Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung. Die Fläche ist extensiv zu pflegen und 2- bis 3-mal jährlich zu
           mähen. Die Mahdgänge haben zwischen dem 15. Juli und dem 15. April zu erfolgen. 
           Das Mahdgut ist abzutragen.

6.2      Innerhalb der Maßnahmenflächen A 2.1 und A 2.2 ist auf einer Gesamtfläche von ca. 0,39 ha eine ca. 500 m
           lange und ca. 10,0 m breite fünfreihige Heckenpflanzung zu entwickeln. Es sind mind. 1.250 Strauchgehölze zu 
           pflanzen. Der Abstand der Gehölze einer Reihe sowie der Reihen zueinander hat ca. 2,0 m zu betragen.
           Innerhalb der Maßnahmenfläche A 2.3 ist auf einer Gesamtfläche von ca. 0,19 ha eine ca. 370 m lange und ca.
           5 m breite dreireihige Heckenpflanzung zu entwickeln. Es sind mind. 550 Strauchgehölze zu pflanzen. 
           Der Abstand der Gehölze einer Reihe zueinander hat ca. 2,0 m zu betragen, der Abstand der Reihen zueinander
           hat ca. 1,5 m bis 2,0 m zu betragen. 
           Arten und Qualitäten sind der Pflanzliste 3 der Eingriffs- /Ausgleichsbilanzierung zu entnehmen. 

6.3      Im Plangebiet sind mind. 50 Straßenbäume innerhalb der Privatflächen straßenbegleitend zu den Planstraßen 1 
           und 2 zu pflanzen. Die Festsetzung erfolgt nicht standortkonkret gem. der Darstellung im Planteil A.
           Innerhalb der öffentlichen Verkehrsfläche der Planstraße 2 sind mind. 15 Straßenbäume und innerhalb der
           öffentlichen Verkehrsfläche der Planstraße 3 sind mind. 10 Straßenbäume ohne Verortung in Planteil A zu 
           pflanzen. Die Bäume sind in Straßenbaumqualität als Hochstamm (3x verpflanzt, Stammumfang mind. 18 cm) zu
           pflanzen. Die Kronenansatzhöhe der Bäume muss 2,0 - 2,5 m betragen. 
           Zu verwenden sind Arten der Pflanzliste 4 der Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung.
           Der möglichst regelmäßige Pflanzabstand der Bäume untereinander soll im Mittel 10,0 m betragen, wobei mind.
           8,0 m und max.12,0 m einzuhalten sind. 
           Zwischen den Straßenbäumen und Masten (z.B. Straßenbeleuchtung, Lichtsignalanlagen, Oberleitungen) ist ein
           Abstand von mind. 5,0 m einzuhalten. Der Abstand dieser Bäume zu den LKW-Stellplätzen und zu den Zufahrten
           hat mind. 5,0 m zu betragen, der Abstand zur Fahrbahn hat mind. 3,0 m zu betragen.

1. Der Bebauungsplan in der Fassung vom ...................., bestehend aus der Planzeichnung und den textlichen
    Festsetzungen wurde am .................... von der Gemeindevertretung der Gemeinde Fehrbellin gemäß § 10 Abs. 1 
    BauGB als Satzung beschlossen. Die Begründung des Bebauungsplans wurde gebilligt.
    
    Fehrbellin, den ....................

                                                                Siegel

                                                                                                   Bürgermeister

2. Die verwendete Planunterlage enthält den Inhalt des Liegenschaftskatasters mit dem Stand vom Juni 2026
    und weist die planungsrelevanten baulichen Anlagen sowie Straße, Wege und Plätze vollständig nach.
    Sie ist hinsichtlich der planungsrelevanten Bestandteile geometrisch eindeutig. 
    Die Übertragbarkeit der zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist eindeutig möglich.

    ..................................., den ....................

                                                                                                 Öffentlich bestellter
                                                                                                 Vermessungsingenieur

3. Die Genehmigung des Bebauungsplans Nr. 16 Gewerbepark 2.0 "Ländchen Bellin" wurde durch die höhere
    Verwaltungsbehörde mit Verfügung vom ...................., AZ ................................... erteilt.

    Fehrbellin, den ....................

                                                                Siegel

                                                                                                   Bürgermeister

4. Die Satzung des Bebauungsplans in der Fassung vom ...................., bestehend aus der Planzeichnung und den
    textlichen Festsetzungen, wird hiermit ausgefertigt.

    Fehrbellin, den ....................

                                                                Siegel

                                                                                                   Bürgermeister

5. Die Satzung des Bebauungsplans Nr. 16 Gewerbepark 2.0 "Ländchen Bellin" mit Begründung, Umweltbericht und 
    der zusammenfassenden Erklärung sowie die Stelle, bei der der Plan auf Dauer während der Dienststunden von
    jedermann eingesehen werden kann und wo über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, ist am ........................ 
    gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt gemacht worden.

    Die Satzung tritt mit der Bekanntmachung in Kraft.
    In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von
    Mängeln in der Abwägung sowie die Rechtsfolgen gemäß § 215 BauGB hingewiesen worden.

    Fehrbellin, den ...................

                                                                Siegel

                                                                                                   Bürgermeister

Verfahrensvermerke

Außerhalb des Geltungsbereichs sind Ersatzmaßnahmen zur Kompensation der mit Planumsetzung 
entstehenden und nicht innerhalb des Plangebiets kompensierbaren Neuversiegelung im verbleibenden Umfang 
von 25,80 ha entsprechend der Maßgaben der „Hinweise zum Vollzug der Eingriffsregelung - HVE“ des 
Ministeriums für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Verbraucherschutz des Landes Brandenburg (MLUV) mit 
Stand vom April 2009 nachzuweisen.

Am nördlichen Ortsrand der Ortschaft Lentzke ist auf den Flurstücken 395 und 394, Flur 101, Gemarkung Lentzke,
eine Fläche von ca. 12.500 m² unter Erhalt des vorhandenen Gehölzbestands zu entsiegeln. 
Die entsiegelten Flächen sind ohne Bodenauftrag der natürlichen Sukzession zu überlassen. Eine dauerhafte Nutzung,
Unterhaltung oder Bewirtschaftung ist ausgeschlossen.

Westlich der Ortschaft Fehrbellin sind auf dem Flurstück 331, Flur 102, Gemarkung Fehrbellin, zwei Teilflächen mit
einer Fläche von insgesamt ca. 4.125 m² zu entsiegeln und entsprechend der nachfolgenden Zweckbestimmungen
zu entwickeln.
Die nordwestliche Teilfläche 1 ist nach der Entsiegelung, Bodenauftrag und Ansaat als extensive Weidefläche herzu-
stellen, dauerhaft zu erhalten und als solche landwirtschaftlich zu nutzen.
Die südöstliche Teilfläche 2 ist nach Rückbau der baulichen Anlagen, Entsiegelung sowie modellierender Gelände-
gestaltung als naturnahe Regenwasserversickerungsmulde herzustellen und dauerhaft als extensiv gepflegte, kraut- 
und grasdominierte naturnahe Vegetationsfläche zu entwickeln. 

Am nordwestlichen Ortsrand der Ortschaft Walchow ist auf dem Flurstück 153/1, Flur 1, Gemarkung Walchow, eine
Fläche von ca. 1.000 m² unter Erhalt des vorhandenen Gehölzbestands zu entsiegeln.
Die entsiegelten Flächen sind ohne Bodenauftrag der natürlichen Sukzession zu überlassen. Eine dauerhafte Nutzung,
Unterhaltung oder Bewirtschaftung ist ausgeschlossen.

Für die Entsiegelungsmaßnahmen A 6, A 7 und A 8 ist zur Sicherstellung der fachgerechten Umsetzung und Funktions-
entwicklung eine Entwicklungs- und Kontrollphase von fünf Vegetationsperioden vorzusehen. Erfolgskontrollen sind im 
1., 3. und 5. Jahr nach Umsetzung der jeweiligen Maßnahme durchzuführen. Erforderliche Pflegemaßnahmen sind auf 
das notwendige Maß zu beschränken. 

Nördlich der Ortschaft Dechtow ist auf dem Flurstück 208, Flur 1, Gemarkung Dechtow, auf ca. 9.300 m² eine Baum-
Strauch-Hecke mit Krautsaum herzustellen und dauerhaft zu erhalten. 
Die Hecke ist mit standortgerechten, gebietsheimischen Bäumen und Sträuchern dreireihig auf einer Länge von ca.
930 m mit einer Breite von 5 m anzulegen. Beidseitig sind Krautsäume mit einer Breite von 2 m bzw. 3 m zu entwickeln.

Nördlich der Ortschaft Manker ist auf dem Flurstück 396, Flur 1, Gemarkung Manker, auf ca. 5.500 m² eine Baum-
Strauch-Hecke mit Krautsaum herzustellen und dauerhaft zu erhalten. 
Die Hecke ist mit standortgerechten, gebietsheimischen Bäumen und Sträuchern dreireihig auf einer Länge von ca. 
550 m mit einer Breite von 5 m anzulegen. Beidseitig sind Krautsäume mit einer Breite von 2 m bzw. 3 m zu entwickeln.

Außerhalb des Geltungsbereichs ist auf dem nordwestlich der Ortschaft Walchow gelegenen Flurstück 344, Flur 1, 
Gemarkung Walchow, auf ca. 8.000 m² eine Baum-Strauch-Hecke mit Krautsaum herzustellen und dauerhaft zu erhalten. 
Die Hecke ist mit standortgerechten, gebietsheimischen Bäumen und Sträuchern dreireihig auf einer Länge von ca. 
1.000 m mit einer Breite von 5 m anzulegen. Beidseitig sind Krautsäume mit einer Breite von 2 m bzw. 1 m zu entwickeln.

Nördlich von Jahnberge ist auf dem nördlichen Teil des Flurstücks 660, Flur 106, Gemarkung Brunne, auf ca. 1.500 m²
eine Baum-Strauch-Hecke als Gewässerbegleitgehölz herzustellen und dauerhaft zu erhalten.
Die Hecke ist mit standortgerechten, gebietsheimischen Bäumen und Sträuchern dreireihig auf einer Länge von ca. 
150 m mit einer Breite von 5 m anzulegen. Beidseitig sind Krautsäume mit einer Breite von 2 m bzw. 1 m zu entwickeln.

Südlich von Dechtow ist auf dem Flurstück 134, Flur 1, Gemarkung Deutschhof, auf ca. 5.520 m² eine Baum-Strauch-
Hecke mit Krautsaum herzustellen und dauerhaft zu erhalten. 
Die Hecke ist mit standortgerechten, gebietsheimischen Bäumen und Sträuchern fünfreihig auf einer Länge von ca. 
170 m mit einer Breite von 10 m anzulegen. Beidseitig sind Krautsäume mit einer Breite von ca. 5 m bzw. 15 m im 
Mittel zu entwickeln und dauerhaft zu erhalten.

Südlich von Fehrbellin ist auf den Flurstücken 422, Flur 102 und Flurstück 69, Flur 10, Gemarkung Fehrbellin, auf
insgesamt ca. 5.834 m² eine Baum-Strauch-Hecke mit Krautsaum herzustellen und dauerhaft zu erhalten. 
Hierzu ist auf dem Flurstück 433 eine ca. 160 m lange und auf dem Flurstück 69 eine ca. 100 m lange Baum-Strauch-
Hecken anzulegen. 
Die Hecken sind mit standortgerechten, gebietsheimischen Bäumen und Sträuchern dreireihig auf einer Breite von 5 m 
anzulegen. Die übrigen Flurstücks-Flächen sind als Krautsäume zu entwickeln und dauerhaft zu erhalten.

Südlich von Langen ist auf dem Flurstück 142/2, Flur 3, Gemarkung Langen, auf ca. 3.500 m² eine Baum-Strauch-Hecke
mit Krautsaum herzustellen und dauerhaft zu erhalten. 
Die Hecke ist mit standortgerechten, gebietsheimischen Bäumen und Sträuchern dreireihig auf einer Länge von ca. 
350 m mit einer Breite von 5 m anzulegen. Beidseitig sind Krautsäume mit einer Breite von ca. 2 m bzw. 3 m im Mittel 
zu entwickeln und dauerhaft zu erhalten.

Südöstlich von Kuhhorst ist auf dem Flurstück 88, Flur 2, Gemarkung Deutschhof, auf ca. 7.200 m² eine Baum-Strauch-
Hecke mit Krautsaum herzustellen und dauerhaft zu erhalten. 
Die Hecke ist mit standortgerechten, gebietsheimischen Bäumen und Sträuchern dreireihig auf einer Länge von 720 m 
mit einer Breite von 5 m anzulegen. Beidseitig sind Krautsäume mit einer Breite von ca. 2 m bzw. 3 m im Mittel zu 
entwickeln und dauerhaft zu erhalten.

Südwestlich von Dechtow ist auf dem Flurstück 54, Flur 7, Gemarkung Dechtow, auf ca. 4.300 m² eine Baum-Strauch-
Hecke mit Krautsaum herzustellen und dauerhaft zu erhalten. 
Die Hecke ist mit standortgerechten, gebietsheimischen Bäumen und Sträuchern dreireihig auf einer Länge von 430 m 
mit einer Breite von 5 m anzulegen. Beidseitig sind Krautsäume mit einer Breite von ca. 2 m bzw. 3 m im Mittel zu 
entwickeln und dauerhaft zu erhalten.

Südwestlich von Dechtow ist auf dem Flurstück 54, Flur 7, Gemarkung Dechtow, auf ca. 4.300 m² eine Baum-Strauch-
Hecke mit Krautsaum herzustellen und dauerhaft zu erhalten. 
Die Hecke ist mit standortgerechten, gebietsheimischen Bäumen und Sträuchern dreireihig auf einer Länge von 430 m 
mit einer Breite von 5 m anzulegen. Beidseitig sind Krautsäume mit einer Breite von ca. 2 m bzw. 3 m im Mittel zu 
entwickeln und dauerhaft zu erhalten.

Die Maßnahmen: E1, E2, E3, E5, E7, E8, E10, E11, E12 und E13 sind auf Grundlage einer aktuellen Vermessung im
Rahmen einer qualifizierten Freianlagenplanung fachlich und technisch zu konkretisieren.
Ab einer Heckenlänge von über 1.000 m sind Wilddurchlässe in regelmäßigen Abständen von höchstens 500 m und 
einer Mindestbreite von 10 m herzustellen.
Der Pflanzabstand der Heister und Sträucher untereinander beträgt ca. 1,5 m. Die Krautsäume sind ein- bis zweimal 
jährlich zu mähen; das Mahdgut ist abzuräumen. 
Die Heckenpflanzungen sind entsprechend dem Entwicklungsziel dauerhaft zu erhalten und bedarfsgerecht zu pflegen 
(abschnittsweise durch Auf-den-Stock-Setzen oder Auslichtung in einem Turnus von etwa 10 bis 15 Jahren). 
Der Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln ist unzulässig. Zur Sicherstellung der Funktionsfähigkeit sind 
während der Anwuchsphase jährliche Erfolgskontrollen, anschließend Kontrollen im Abstand von 3 bis 5 Jahren 
durchzuführen. Erforderliche Pflege- und Unterhaltungsmaßnahmen sind langfristig sicherzustellen.

Nordwestlich von Lobeofsund ist auf dem Flurstück 503, Flur 105, Gemarkung Betzin, eine Fläche von ca. 40.504 m² 
durch dauerhafte Umwandlung von Acker in extensiv bewirtschaftetes Grünland / Grünlandbrache zu entwickeln.

Nördlich von Jahnberge ist auf dem Flurstück 660, Flur 106, Gemarkung Brunne, eine Fläche von ca. 38.836 m² durch
dauerhafte Umwandlung von Acker in extensiv bewirtschaftetes Grünland / Grünlandbrache zu entwickeln.

Südlich von Dechtow ist auf dem Flurstück 23, Flur 7, Gemarkung Dechtow, eine Fläche von ca. 10.131 m² durch 
dauerhafte Umwandlung von Acker in extensiv bewirtschaftetes Grünland / Grünlandbrache zu entwickeln.

Südlich von Linum ist auf dem Flurstück 47/2, Flur 5, Gemarkung Linum, eine Fläche von ca. 5.130 m² durch dauerhafte 
Umwandlung von Acker in extensiv bewirtschaftetes Grünland / Grünlandbrache zu entwickeln.

Zur Sicherung der Entwicklungsziele für die Maßnahmen E 4, E 5, E 6 und E 9 ist die extensive Grünlandbewirtschaftung
langfristig zu gewährleisten.
Hierzu sind die Maßnahmenflächen zweimal jährlich zu mähen oder alternativ extensiv zu beweiden. Das Mahdgut ist
von der Fläche zu entfernen. Der Einsatz von Düngemitteln und Pflanzenschutzmitteln ist unzulässig.
Die Entwicklung der Extensivgrünlandflächen ist in den ersten fünf Jahren nach Maßnahmenumsetzung jährlich zu
kontrollieren. Dabei sind insbesondere die Vegetationsentwicklung, der Anteil typischer Grünlandarten sowie das Auf-
treten von Stör- und Ruderalarten zu erfassen. Festgestellte Defizite sind durch geeignete Nachsteuerungsmaßnahmen 
zu beheben.

Nördlich von Fehrbellin ist auf dem Flurstück 115, Flur 102, Gemarkung Fehrbellin, eine ca. 16.748 m² große Fläche
durch die Pflanzung von Baum-Strauch-Gehölzen in Gruppen und die Etablierung einer Sukzessionsbrache aufzuwerten 
und dauerhaft zu erhalten.

Südwestlich von Wustrau ist auf dem Flurstück 22, Flur 9, Gemarkung Wustrau, eine ca. 22.851 m² große Fläche durch
die Pflanzung von Baum-Strauch-Gehölzen in Gruppen und die Etablierung einer Sukzessionsbrache aufzuwerten und 
dauerhaft zu erhalten.

Die Maßnahmen E 14 und E 15 sind auf Grundlage einer aktuellen Vermessung im Rahmen einer qualifizierten Frei-
anlagenplanung fachlich und technisch zu konkretisieren.
Auf ca. 50 % der Maßnahmenflächen sind Gruppen aus gebietseigenen Baum- und Strauchgehölzen in einer Größe von 
500 bis 1.000 m² anzulegen. Die übrigen Teile der Flurstücke sind als Sukzessionsbrachen der natürlichen Sukzession
zu überlassen.
Die Gehölze sind während der dreijährigen Anwuchsphase zu schützen und bei Ausfall zu ersetzen. Nach Abschluss der
Entwicklungs- und Unterhaltungspflege sind die Gehölzgruppen ihrer natürlichen Entwicklung zu überlassen. Pflege-
maßnahmen erfolgen auf den Maßnahmenflächen nur nach Bedarf zur dauerhaften Sicherung der Entwicklungsziele. 
Der Einsatz von Düngemitteln und Pflanzenschutzmitteln, Bodenbearbeitung, Umbruch und Ansaat ist unzulässig.
Erfolgskontrollen sind während der Anwuchsphase jährlich, anschließend in Abständen von 3 bis 5 Jahren durchzuführen.

11. Kompensationsmaßnahmen außerhalb des Geltungsbereichs

Maßnahme A 6
Entsiegelungsmaßnahmen

Maßnahme A 7

Maßnahme A 8

Entwicklungspflege und Funktionskontrolle Entsiegelungsmaßnahmen (A 6, A 7, A 8)

Maßnahme E 1
Gehölzpflanzungen - Baum-Strauch-Hecken

Maßnahme E 2

Maßnahme E 3

Maßnahme E 5

Maßnahme E 7

Maßnahme E 8

Maßnahme E 10

Maßnahme E 11

Maßnahme E 12

Maßnahme E 13

Herstellung, Entwicklungspflege und Funktionskontrollen Gehölzpflanzungen
(E1, E2, E3, E5, E7, E8, E10, E11, E12, E13)

Maßnahme E 4
Extensivierung - Umwandlung Acker in Extensivgrünland

Maßnahme E 5

Maßnahme E 6

Maßnahme E 9

Entwicklungspflege und Funktionskontrollen Umwandlung Acker in Extensivgrünland
(E 4, E 5, E 6 und E 9)

Maßnahme E 14
Pflanzung von Gehölzgruppen und Etablierung von Sukzessionsbrachen

Maßnahme E 15

Herstellung, Entwicklungspflege und Funktionskontrollen Baum-Strauch-Gruppen und Sukzessionsbrachen

Planteil A: Planzeichnung

Planteil B: Textliche Festsetzungen
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